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1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Schreibensentwurf an 
den Grossen Rat. 

2. Dem Grossen Rat wird beantragt, die kantonale Initiative «Ja zum 
ECHTEN Wohnschutz» für rechtlich zulässig zu erklären und dem Re-
gierungsrat zur Berichterstattung zu überweisen. 

 
Begründung 

Der Regierungsrat beantragt dem Grossen Rat, die Initiative «Ja zum ECH-
TEN Wohnschutz» als rechtlich zulässig zu erklären. Die vorliegende Geset-
zesinitiative «Ja zum ECHTEN Wohnschutz» legt einen ausformulierten Ge-
setzestext vor und verlangt detaillierte Änderungen des Gesetzes über die 
Wohnraumförderung (Wohnraumfördergesetz, WRFG) vom 5. Juni 2013. Die 
konkreten Auswirkungen einer Annahme der Initiative sind für die Stimmbür-
gerinnen und Stimmbürger nicht ohne weiteres ersichtlich, weshalb sich eine 
Überweisung der Initiative an den Regierungsrat zur Berichterstattung emp-
fiehlt. Insbesondere muss das weitere Vorgehen auf den Ausgang der Refe-
rendumsabstimmung zur Änderung des Wohnraumfördergesetzes abge-
stimmt werden, welche dieselbe Materie betrifft. Diese Abstimmung ist auf 
den 29. November 2020 angesetzt. Deshalb beantragt der Regierungsrat 
dem Grossen Rat, ihm die Gesetzesinitiative «Ja zum ECHTEN Wohn-
schutz» zur Berichterstattung zu überweisen. 
 
 

 

                                                                                            
 


